
Beilage 1528/2002 zum kurzschriftlichen
Bericht des Oö. Landtags,
XXV. Gesetzgebungsperiode
Vorlage
der Oberösterreichischen Landesregierung
betreffend das Landesgesetz, mit dem das Oö. Krankenanstaltengesetz 1997 geändert wird
(2. Oö. KAG-Novelle 2002)

[Verfassungsdienst: Verf-1-011007/41-2002]

A. Allgemeiner Teil

I. Anlass und Inhalt des Gesetzentwurfs

Der Bund hat die Grundsatzbestimmungen des Bundesgesetzes über Krankenanstalten und
Kuranstalten (KAKuG) durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 90/2002 geändert. Dies erfordert eine
Anpassung des Oö. Krankenanstaltengesetzes 1997.

Aus Dringlichkeitsgründen soll vorerst lediglich die Beitragspflicht von Sonderklassepatienten zum Oö.
Patientenentschädigungsfonds in das oö. Landesrecht übernommen werden. Weiters soll entsprechend
der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Neustrukturierung des Gesundheitswesens und der
Krankenanstaltenfinanzierung, LGBl. Nr. 37/2002, die Geltung der Finanzierungsbestimmungen im Oö.
KAG 1997 verlängert werden.

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält keine Verfassungsbestimmungen. Eine Mitwirkung von
Bundesorganen im Sinn des Art. 97 Abs. 2 B-VG ist nicht vorgesehen.

II. Kompetenzgrundlagen

In Angelegenheiten der Heil- und Pflegeanstalten obliegt gemäß Art. 12 Abs. 1 Z. 1 B-VG dem Bund
die Gesetzgebung über die Grundsätze, den Ländern die Erlassung von Ausführungsgesetzen und die
Vollziehung.

Das Grundsatzgesetz ist das Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten (KAKuG), BGBl.
Nr. 1/1957, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 90/2002; die vom Land zu
erlassenden Ausführungsbestimmungen enthält das Oö. Krankenanstaltengesetz 1997.

III. Finanzielle Auswirkungen

Aus den Bestimmungen dieses Gesetzentwurfs wird voraussichtlich weder dem Bund, dem Land
Oberösterreich noch den Gemeinden ein Mehraufwand erwachsen. Auf Grund der bisherigen
Rechtslage wurden im Jahr 2001 Beiträge von insgesamt 903.095 Euro in den
Oö. Patientenentschädigungsfonds einbezahlt. Unter Zugrundelegung dieses Beitragsvolumens wird
sich durch die Einführung der Beitragspflicht von Sonderklassepatienten eine Erhöhung der Beiträge
um ca. 147.000 Euro jährlich ergeben.

IV. EU-Konformität

Dieser Gesetzentwurf steht mit keinen zwingenden gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften im
Widerspruch.

B. Besonderer Teil

Zu Art. I Z. 1 (§ 52 Abs. 4):

Im Zusammenhang mit der verschuldensunabhängigen Patientenentschädigung durch den
Oö. Patientenentschädigungsfonds soll nunmehr auch von Patienten der Sonderklasse ein Beitrag von
0,73 Euro pro Verpflegstag eingehoben werden, weil auch diesen Patienten Leistungen aus dem
Patientenentschädigungsfonds gewährt werden können.

Die Ausnahmetatbestände der Z. 1 bis 5 waren durch den Verweis auf Abs. 1 und 3 bereits bisher
Inhalt des § 52 Abs. 4 und sollen nunmehr zur Klarstellung auch in den Abs. 4 aufgenommen werden.



Zu Art. I Z. 2 (§ 103 Abs. 6):

Die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Neustrukturierung des Gesundheitswesens und der
Krankenanstaltenfinanzierung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2004 außer Kraft. Entsprechend der
Gültigkeit dieser Vereinbarung sollen die in den §§ 75 bis 77 geregelten Finanzierungsbestimmungen
auf zwei weitere Jahre verlängert werden.

Die Oberösterreichische Landesregierung beantragt, der Oberösterreichische Landtag möge

1. diese Regierungsvorlage gemäß § 26 Abs. 5 der Landtagsgeschäftsordnung keinem
Ausschuss zur Vorberatung zuweisen sowie

2. das Landesgesetz, mit dem das Oö. Krankenanstaltengesetz 1997 geändert wird (2. Oö.
KAG-Novelle 2002), beschließen.

Linz, am 23. September 2002

Für die Oö. Landesregierung:
Dr. Stöger
Landesrätin

Landesgesetz,
mit dem das Oö. Krankenanstaltengesetz 1997
geändert wird
(2. Oö. KAG-Novelle 2002)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Oö. Krankenanstaltengesetz 1997, LGBl. Nr. 132, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl.
Nr. 84/2002, wird wie folgt geändert:

1. § 52 Abs. 4 lautet:

"(4) Zusätzlich zum Kostenbeitrag gemäß Abs. 1 und zum Beitrag gemäß Abs. 3 ist von
Patienten der allgemeinen Gebührenklasse und von Patienten der Sonderklasse durch die
Träger der öffentlichen Krankenanstalten für jeden Verpflegstag ein Beitrag von
0,73 Euro einzuheben und an den Oö. Patientenentschädigungsfonds abzuführen. Dieser
Beitrag ist pro Patient für höchstens 28 Kalendertage in jedem Kalenderjahr einzuheben.
Von der Beitragspflicht sind Patienten ausgenommen, die

1. nachweislich von der Rezeptgebühr im Sinn der sozialversicherungsrechtlichen
Bestimmungen befreit sind oder

2. Anspruch auf Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfes nach sozialhilferechtlichen
Bestimmungen haben oder

3. im Rahmen der Behindertenhilfe ständig in Einrichtungen der Behindertenhilfe
untergebracht sind oder

4. zum Zweck der Organspende stationär aufgenommen wurden oder

5. Anstaltspflege im Fall der Mutterschaft, im Krankheitsfall im Zusammenhang mit
der Mutterschaft oder als Folge der Geburt in Anspruch nehmen."

2. § 103 Abs. 6 lautet:

"(6) Die §§ 75 bis 77 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2004 außer Kraft."

Artikel II

(1) Artikel I Z. 1 (§ 52 Abs. 4) tritt mit dem der Kundmachung im Landesgesetzblatt für
Oberösterreich folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Artikel I Z. 2 (§ 103 Abs. 6) tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2002 in Kraft.



Textgegenüberstellung

Geltende Fassung Begutachtungsentwurf

 

Oö. Krankenanstaltengesetz 1997

(Oö. KAG 1997)

StF: LGBl.Nr. 132/1997 (WV)

idF: LGBl.Nr. 11/1998 (GP XXV RV
18/1997 AB 59/1997 LT 3)

LGBl.Nr. 125/1998 (GP XXV RV
346/1998 LT 11)

LGBl.Nr. 21/2001 (GP XXV RV 990/2001
LT 33)

LGBl.Nr. 41/2001 (GP XXV RV 919/2000
AB 1029/2001 LT 34)

LGBl.Nr. 71/2001 (GP XXV RV
1095/2001 AB 1116/2001 LT 37)

LGBl.Nr. 87/2001 (GP XXV IA
1144/2001 LT 38)

LGBl.Nr. 31/2002 (GP XXV RV
1311/2002 AB 1341/2002 LT 43)

§ 52

Kostenbeitrag und zusätzliche Beiträge

(1) Von Patienten der allgemeinen
Gebührenklasse, für deren
Anstaltspflege entweder LKF-
Gebührenersätze durch den Oö.
Krankenanstaltenfonds oder
Pflegegebühren(ersätze) zur Gänze
(ohne Selbstbehalt) durch einen Träger
der Sozialversicherung oder durch eine
sonstige Körperschaft des öffentlichen
Rechts als Krankenfürsorgeeinrichtung
getragen werden, ist durch die Träger
der öffentlichen Krankenanstalten ein
Kostenbeitrag in der Höhe von 5,45 Euro
pro Pflegetag einzuheben. Dieser Beitrag
ist pro Patient für höchstens 28
Kalendertage in jedem Kalenderjahr
einzuheben. Er ist auch für den
Aufnahme- und Entlassungstag zu
leisten; bei Überstellung in eine andere
öffentliche Krankenanstalt innerhalb
Oberösterreichs hat nur die
übernehmende Krankenanstalt Anspruch
auf den Kostenbeitrag für diesen Tag.
Von der Kostenbeitragspflicht sind
Patienten ausgenommen, die

Landesgesetz,

mit dem das Oö. Krankenanstaltengesetz
1997 geändert wird

(2. Oö. KAG-Novelle 2002)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Oö. Krankenanstaltengesetz 1997, LGBl. Nr.
132, zuletzt geändert durch das Landesgesetz
LGBl. Nr. 84/2002, wird wie folgt geändert:

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



1. nachweislich von der Rezeptgebühr im
Sinn der sozialversicherungsrechtlichen
Bestimmungen befreit sind oder

2. Anspruch auf Hilfe zur Sicherung des
Lebensbedarfes nach
sozialhilferechtlichen Bestimmungen
haben oder

3. im Rahmen der Behindertenhilfe
ständig in Einrichtungen der
Behindertenhilfe untergebracht sind oder

4. zum Zweck der Organspende
stationär aufgenommen wurden oder

5. Anstaltspflege im Fall der
Mutterschaft, im Krankheitsfall im
Zusammenhang mit der Mutterschaft
oder als Folge der Geburt in Anspruch
nehmen.

(Anm: LGBl.Nr. 87/2001)

(2) Die Landesregierung hat den
Kostenbeitrag gemäß Abs. 1 zum 1.
Jänner eines jeden Jahres zu
valorisieren, und zwar in jenem
Verhältnis, wie sich der Wert des
vorangegangenen Oktober-Index des
Verbraucherpreisindex 1986 (oder des
an seine Stelle tretenden Index)
gegenüber dem Oktober-Index des
zweitvorangegangenen Jahres verändert
hat. Die Höhe des valorisierten
Kostenbeitrages ist im Landesgesetzblatt
kundzumachen. (Anm: LGBl.Nr.
31/2002)

(3) Zusätzlich zum Kostenbeitrag gemäß
Abs. 1 ist von sozialversicherten
Patienten der allgemeinen
Gebührenklasse, für deren
Anstaltspflege entweder LKF-
Gebührenersätze durch den Oö.
Krankenanstaltenfonds oder
Pflegegebühren(ersätze) zur Gänze
(ohne Selbstbehalt) durch einen Träger
der Sozialversicherung getragen werden,
durch die Träger der öffentlichen
Krankenanstalten im Namen der
Sozialversicherungsträger für den Oö.
Krankenanstaltenfonds ein Beitrag in der
Höhe von 1,45 Euro pro Verpflegstag
einzuheben. Dieser Beitrag ist pro
Patient für höchstens 28 Kalendertage in
jedem Kalenderjahr einzuheben. Er ist
auch für den Aufnahme- und
Entlassungstag zu leisten; bei
Überstellung in eine andere öffentliche
Krankenanstalt innerhalb
Oberösterreichs hat nur die

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



übernehmende Krankenanstalt Anspruch
auf den Beitrag für diesen Tag. Von der
Beitragspflicht sind Patienten
ausgenommen, die

1. nachweislich von der Rezeptgebühr im
Sinn der sozialversicherungsrechtlichen
Bestimmungen befreit sind oder

2. Anspruch auf Hilfe zur Sicherung des
Lebensbedarfes nach
sozialhilferechtlichen Bestimmungen
haben oder

3. im Rahmen der Behindertenhilfe
ständig in Einrichtungen der
Behindertenhilfe untergebracht sind oder

4. zum Zweck der Organspende
stationär aufgenommen wurden oder

5. Anstaltspflege im Fall der
Mutterschaft, im Krankheitsfall im
Zusammenhang mit der Mutterschaft
oder als Folge der Geburt in Anspruch
nehmen.

(Anm: LGBl.Nr. 87/2001)

(4) Zusätzlich zum Kostenbeitrag gemäß
Abs. 1 und zum Beitrag gemäß Abs. 3
ist für jeden Verpflegstag, für den ein
Kostenbeitrag gemäß Abs. 1 eingehoben
wird, durch die Träger der öffentlichen
Krankenanstalten ein Beitrag von 0,73
Euro einzuheben und an den Oö.
Patientenentschädigungsfonds
abzuführen.

(Anm: LGBl.Nr. 87/2001, 31/2002)

 

 

 

(5) Für die Einbringung der in den
vorstehenden Absätzen genannten
Beiträge sind die §§ 55 und 56
sinngemäß anzuwenden. Die Träger der
öffentlichen Krankenanstalten haben von
den Versicherungsträgern die für die
Einhebung dieser Beiträge notwendigen
Daten zu verlangen.

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1. § 52 Abs. 4 lautet:

"(4) Zusätzlich zum Kostenbeitrag
gemäß Abs. 1 und zum Beitrag
gemäß Abs. 3 ist von Patienten der
allgemeinen Gebührenklasse und
von Patienten der Sonderklasse
durch die Träger der öffentlichen
Krankenanstalten für jeden
Verpflegstag ein Beitrag von
0,73 Euro einzuheben und an den
Oö. Patientenentschädigungsfonds
abzuführen. Dieser Beitrag ist pro
Patient für höchstens 28
Kalendertage in jedem Kalenderjahr
einzuheben. Von der Beitragspflicht
sind Patienten ausgenommen, die

1. nachweislich von der
Rezeptgebühr im Sinn der
sozialversicherungsrechtlichen
Bestimmungen befreit sind
oder

2. Anspruch auf Hilfe zur
Sicherung des
Lebensbedarfes nach
sozialhilferechtlichen
Bestimmungen haben oder

3. im Rahmen der
Behindertenhilfe ständig in
Einrichtungen der
Behindertenhilfe
untergebracht sind oder

4. zum Zweck der
Organspende stationär
aufgenommen wurden oder

5. Anstaltspflege im Fall der
Mutterschaft, im
Krankheitsfall im
Zusammenhang mit der
Mutterschaft oder als Folge
der Geburt in Anspruch
nehmen."

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

(Anm: LGBl.Nr. 21/2001)

§ 103

Übergangsbestimmungen

(1) Berechtigungen zum Betrieb
öffentlicher Krankenanstalten sowie
Bewilligungen und Genehmigungen, die
den Rechtsträgern von Krankenanstalten
auf Grund bisher geltender Vorschriften
verliehen und erteilt worden sind,
bleiben soweit aufrecht, als ihre
Ausübung im Rahmen dieses
Landesgesetzes möglich ist. Eine
Änderung oder Aufhebung einer
solcherart aufrechterhaltenen
Berechtigung hat nach den
Bestimmungen dieses Landesgesetzes zu
erfolgen.

(2) Sind private Krankenanstalten bisher
auf Grund ihrer Satzung gemeinnützig
betrieben worden und erfüllen sie die
Voraussetzungen des § 37 Abs. 1 Z. 1
bis 6, sind sie auch weiterhin als
gemeinnützige Krankenanstalten im Sinn
des § 37 zu betrachten.

(3) Ärztliche Leiter, die vor Inkrafttreten
der Oö. Krankenanstaltengesetz-Novelle
1996, LGBl.Nr. 14/1997, bestellt
wurden, dürfen diese Funktion auch
dann weiterhin ausüben, wenn sie die
Voraussetzungen nach § 14 Abs. 3
dieses Landesgesetzes nicht erfüllen;
das Fehlen dieser Voraussetzungen gilt
nicht als Widerrufsgrund nach § 14 Abs.
6 dieses Landesgesetzes.

(4) Verordnungen, die auf rückwirkend
in Kraft tretende Bestimmungen der Oö.
Krankenanstaltengesetz-Novelle 1997,
LGBl.Nr. 67/1997, gestützt werden,
dürfen auch rückwirkend ab dem
betreffenden Zeitpunkt des
Inkrafttretens in Kraft gesetzt werden.

(5) Für die endgültige Berechnung der
Beiträge zum Betriebsabgang für die
Jahre 1995 und 1996 und für die

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. § 103 Abs. 6 lautet:

"(6) Die §§ 75 bis 77 treten mit
Ablauf des 31. Dezember 2004
außer Kraft."

Artikel II

(1) Artikel I Z. 1 (§ 52 Abs. 4) tritt mit dem der
Kundmachung im Landesgesetzblatt für
Oberösterreich folgenden Monatsersten in Kraft.

(2) Artikel I Z. 2 (§ 103 Abs. 6) tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2002 in Kraft.



vorläufige Berechnung der Beiträge zum
Betriebsabgang für das Jahr 1997 ist die
bis zum 31. Dezember 1996 geltende
Rechtslage anzuwenden.

(6) Die §§ 75 bis 77 treten mit Ablauf
des 31. Dezember 2002 außer Kraft.
(Anm: LGBl.Nr. 11/1998, 125/1998,
21/2001)

 


